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Amtliche Berichte
über dir

NnhmdlWk» der KWe> MdemsmÄn-.
Karlsrirhr , den ä7. November 1909 .

Zweite Kammer.

S. Sffenttiche Sitzung
/ am Samstag den 27 . November 1909'

.

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Bildung der definitiven Abteilungen,

8 . der Inhaber der sog. Wiener Kaffeehäuser in Mann¬
heim um Aufhebung der Polizeistunde in ihren Lokalen ^

9. des Jakob Scheller in Egringen um Rechtshilfe ;

10. der Martin Wieder Ehefrau in Auenheim um Ent «

lassung ihres Mannes aus der Heil - und Pflegeanstalt
Jllenau ;

f
11 . des Kanzleirats a . D . Ludwig Rüdt in Karlsruhe

- um Erhöhung feines Ruhegehalts .

Am Regierungstisch : Mnister der Finanzen Diese Petitionen gehen zunächst vorbehaltlich späterer
irkl . Geheimerat Or . Honsell , Ministerialrat Überweisung einzelner an eine cii ' chlägige Sonderkom «

Moser.
Präsident Rohrhurst eröffnet gegen 10 Uhr die

Sitzung .

Zunächst wird 8er Eingang folgender Petitionen
angezeigt :

1 . der badischen Schiffahrtskapitäne um Einreihung
unter die mittleren Beamten , übergeben vom Abg .
Venedey ;

2 . der Vereinigung geprüfter Justizaktuare im unteren
Juftizdienste um Einreihung in Abteilung 6 3 des Ge¬

haltstarifs ;

3. des Vorstandes des „katholischen Lehrervereins " Ba¬
den um gehaltliche Gleichstellung der badischen Volksschul¬
lehrer mit den entsprechenden mittleren Staatsbeamten :

4. des Gesamtvorstandes des Verbands badischer Ge¬
meinde - und Krankenversicherungsrechner , die Regelung
der Alters - und Hinterbliebenenversorgung der Rechner
betreffend ;

Mission an die zu bildende Petitionskommission .

Weiter sind eingegangen :

1. Schreiben der Kaiserlichen Oberpostdirektion mit

> a . dem Postbericht über den gegenwärtigen Gang
i des Postdienstes in Karlsruhe ;

t>, der Übersicht der Postkurse in den Bezirken Karls «

ruhe und Konstanz :
c . dem Verzeichnis der Post - und Telegraphenan¬

stalten der Bezirke Karlsruhe und Konstanz ;

<l . dem Postleithest III , südliches Deutschland , nebst
Postleitkarte für Baden und Elsaß -Lothringen ;

e . dem Verzeichnis der Teilnehmer an den Fern¬
sprechnetzen in den OberpostdirektionsbezirkeN
Karlsruhe und Konstanz ;

t . der Übersicht der Postdampfschiffverbindungerr
für Briefsendungen nach und von außereuropä¬
ischen Ländern .

Diese Drucksachen werden der Bibliothek überwiesen «
6 . des pensionierten ständigen Bahnhofsarbeiters Karl Der Oberpostdirektion wird der Dank des Hauses ausge -

Blaser in Oberkirch um Erhöhung seines Ruhegehalts : sprachen .

6. der Witwe des Hilfsauffehers Ludwig Kühne in

Mannheim um Unterstützung :

7. des Bezirkstierarztes a . D . Joseph Wirth in Mann¬
heim um Unterstützung ;

2 . Schreiben des Präsidenten des Großh . Staatsmini¬
steriums mit den Rechnungen über die Einnahmen und'

Ausgaben der Oberrechnungskammer für 1907 und 1908

samt Zubehör .
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Diese Eingänge werden der zu bildenden. Budgetkom¬
mission überwiesen. ■

j . i ' . V

3 Schreiben des Ministers des Innern mit der Nach"
Weisung über die Art der Erledigung der seitens der
Kammer während des

^Landtags 1907/08 der Großh . Re¬
gierung überwiesenen)- den Geschäftskreis des Großh.
Ministeriums des Innern berührenden Petitionen .

'
Dasselbe wird der Petitionskommission überwiesen . .

4 . Bericht des Archivariats mit dem vorbehaltlich der
Genehmigung der Kammer mit der Druckereiaktiengesell¬
schaft Badenia dahier abgeschlossenen Vertrag über Liefe¬
rung der Druckarbeiten für den Landtag 1909/10.

Derselbe geht an die Geschäftsordnungskommission.

5 . Erlaß des Großh . Ministeriums des Innern an das
Archivariat der Kammer mit 20 Exemplaren der „Denk¬
schrift über die Arbeitslosenversicherung" für die Biblio¬
thek der Kammer .,

6 Schreiben .des Großh . Statistischen Landesamts cm-
das Archivariat der Kammer mit dem statistischen Jahr¬
buch für 1908 und 1909 für die Mitglieder des Hauses.

7, Einladung des Vorstandes der Museumsgesellschaft
dahier um Besuch ihrer Gesellschaftsräume. , .•

8: Einladung des Gesangvereins „ Karlsruher Lieder¬
kranz" zu seinem 68 . Stiftungsfest am 27 . November d . I .

9 .
°Einladung des Gesangvereins „Liederhalle" zu sei-

uem 67 . Stiftungsfeste am 4 . Dezember 1909 . .

Für diese Einladungen .wird der Dank des Hauses aus¬
gesprochen .

Vor Eintritt in die Tagesordnung ergreift das Wort

Minister der Finanzen Dr . Hanse I I : .Im - Allerhöch¬
sten Aufträge Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
habe ich die Ehre , zur Prüfung und ' Anerkennung vorzu¬
legen . , . . . . . . . . . . . . . .

die R ech n u n gsnachweisungen für die
Ja hre 1907 un d 190 8 sowie

die Vergleichende Darstellung der Bud¬
getsätze und der Rechnungsergebnisse für
d i e I a h r e 19 0 6 u n d 1 90 7, '

ferner zur Prüfung und Zustimmung
den E n tw u r f d e s S t a a t s v o r ans ch l a g es

für die Iahre 19 10 und 191 i und

den vgrläusigen . Gesetzentwur f, die Fest -
si e l lung . de s S t a a t s h -a ushaItset a t s für die
Jahre 1910 und 1911 betreffend. 7

Die bei diesem Anlaß üblichen Darlegungen des
Finanzleiters glaube ich auch diesmal mit einem Rück¬
blick auf die Ergebnisse des Staatshaushalts der jüngsten
Zeit einleiten zu sollen .

' Aus die Jahre ansehnlicher Überschüsse in der allge¬
meinen Staatsverwaltung und hoher Reinerträge des
Staatsbahnbetriedes sind magere Jahre gefolgt. Die
jüngste Hochflut, des Wirtschaftslebens hatte im Frühjahr
1907 ihre Scheitelhöhe erreicht : anfänglichchur langsames
Abflauen ging bald in eine,entschieden rückläufige Be¬
wegung über, die während des Jahres 1908 auf fast alle
Crwerbszweige sich ausgebreitet hat und deren Einfluß

auf
'
den Staatshaushalt bann auch in wachsendem Maß

fühlbar geworden ist.
Indes hat die Staatsre chnung von 1907 noch

sehr gut abgeschlossen. Einem nur erst mäßigen Rück¬
gang im Ertrag der indirekten Steuern stund ein kräf¬
tiger Zuwachs im Aufkommen aus »den direkten SteukW
gegenüber — eine Nachwirkung des wirtschaftlichen Hoch¬
standes, auch mittelbar gefördert durch die erstmalig?
Veranlagung zur Vermögenssteuer. Dazu haben ---di«
Justiz - und Polizeigefälle nochmals Mehrerträgnisse ge¬
liefert , ebenso die Forst - und Domänenverwaltung . Ich
ganzen hat der Abschluß im ordentlichen Etat der allge¬
meinen Staatsverwaltung einen Einnahmeüberschuß
von 7,2 Millionen Mark ergeben. Daraus konnten die
außerordentlichen Ausgaben gedeckt und noch 2,3 Mil¬
lionen Mark dem umlaufenden Betriebsfonds zugeführt
werden, der damit auf den Stand von 18,7 Millionen
Mark gelangt war . -

Anders im Jahre 1908 . Da ist bei den indi¬
rekten 'Steuern — wenn man von der wegen der Art der
Abrechnung mit dem Reich nicht Wohl vergleichbaren Erb¬
schaftssteuer absieht — das Erträgnis gegenüber 1907
um 1,3 Millionen Mark zurückgeblieben. Der größte
Ausfall zeigt sich bei der Grundstücksverkehrssteuer, der«
Aufkommen in dem

’ einen Jahr um nicht weniger a&
14,4 v . H . zurückgegangen ist . Darin kommt der wirt¬
schaftliche Rückschlag . scharf zum Ausdruck. Cr ist zwei¬
fellos auch die wesentlichste Ursache an dem Minderer¬
gebnis der Biersteuer , das nahezu 3,6 v . H. beträKj
während die Steuer 1907 gegenüber 1906 noch 1,6 v. H.
mehr geliefert hatte . Dagegen ist der Ausfall im Ertra -
üer Weinsteuer um 10,3 v . H. jedenfalls nur zum kleine¬
ren Teil durch die Ungunst der Erwerbslage zu erklärend
denn der Ertrag dieser Steuer hat schon seit 1905 stark
abgenommen — in diesen drei . Jahren um 22,4 v. H.
Nicht beteiligt an dem Rückgang ist unter den BerbrauWe
steuern einzig die Fleischsteuer, deren Ertrag 1908 .sogar
wieder ein wenig gestiegen ist. Die Wirtschaftskrisis ' HÄ
jetzt aber , auch in der Verlangsamung des sogenannt««
natürlichen Anwachsens der Einnahmen aus den direkt«»
Steuern sich geltend gemacht . Während dieser Zuwachs
von 1906 auf 1907 noch 2,2 Will . Mark betragen Haft«,
haben die direkten Steuern 1908 nur 1'

,9 Millionen Mark
mehr geliefert als im Vorjahr . Verschärft würden Me?«
ungünstigen Ergebnisse noch durch eine starke Zunahme
der Abgänge und Rückerstattungen von Steuergefällen ;
sie haben 1908 die hohe Summe von 4,3 Millionen Mach
erreicht, das ist nahezu 800 000 Mark mehr als 1907.
Das Erträgnis der Justiz - und Polizeigefälle , das seit
einer Reihe von Jahren sich aufwärts bewegt hatte , zeigt
jetzt eine Abnahme von 1,7 v . H . Auch die pridatwirt »
schaftlichen Staatseinkünfte aus der Forst - , u. Domäne»
verwältung sind gegen 1907 um 3,8 v. H. zurückgeblieben -
Mit dem Rechnungsabschluß des Vorjahres vergliche^
haben 1908 in der allgemeinen Staatsverwaltung dre
Brutto -Einnahmen nur um 1,9 Millionen Mark , das
ist um 2 v. H. sich vermehrt , während die Brutto -
Ausgaben um 4,9 Millionen Mark , das ist 5/8
v . H. gestiegen sind . Die Hinauszahlüngen an das Reich
sind dabei nur mit rund 200 000 Mark beteiligt . Bei
der Ausgabesteigerung ist aber weiter zu beachten , daß
dazu die finanzielle Wirkung der auf dem vorigen Larch»

tag zustande gekommenen Änderungen des Beamte«-
und des Etatgesetzes, sowie der neuen GehaltsordmM
nur erst verhältnismäßig wenig beigetragen hat , weil di«
durch jene Gesetze veranlaßte Mehrbelastung der Aus¬
gabe - Etats im Jahre 1908 zum größten Teil dadurch
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ausgeglichen wurde, daß für dieses Jahr der seit lange
Ems der allgemeinen Staatsverwaltung an die Eisenbahn¬
schuldentilgungskasse geleistete Zuschuß von 2 Millionen
Mark im Staatsvoranschlag abgesetzt worden ist.

So hat denn der jüngste heute vorliegende Jahresab¬
schluß der Rechnung der allgemeinen Staatsverwaltung
sich unerfreulich gestaltet : der Einnahmeüberschuß im
'̂ deutlichen Etat von 4,3 Millionen Mark hat nicht aus »
gereicht , üm den Netto -Ausgabebedars des außerordent¬
lichen Etats mit 6,8 Mllionen Mark zu decken . Der
Fehlbetrag von rund 1,6 Millionen Mark ist dem um-
Mifenden Betriebsfonds entnommen worden, dessen
Stand dadurch auf 17, 3 Millionen Mark zurückgegangen
ist. Dies bedeutet gegenüber dem Rechnungsabschluß
hon 1907 eine Verschlechterung von 1,5 -j- 2,3 = 3,8 Mil¬
lionen Mark . Die vor 2 Jahren in meinem Finanzvor -
kmg und wiederholt im Lauf der Landtagsverhandlungen
Wüßerte Besorgnis , daß mit dem steigenden Staatsbedarf
die Entwicklung der Staatseinnahmen nicht Schritt Hal¬
tes! werde, hat somit leider sich verwirklicht.
^ 'Pon ernsterem Belang aber als der Fehlbetrag in der
Rechnung der allgemeinen Staatsverwaltung erscheint
der außerordentlich starke Rückgang in den Ergeb¬
nissen ' des S t a a ts b a h n b e tr i eb es . Aucht f war der Abschluß von 1807 noch recht gut . Der

inertrag (einschließlich des Anteils an dem der Main -
Reckar-Bahn ) ist mit 28,3 Millionen Mark der Ziffer des
Jühres 1906 ziemlich nahe geblieben ; nach Deckung des
Zrnfenbedarfs der Anlehensschuld (16,6 Millionen Mark )
gnd des planmäßigen Tilgungsbetreffnisses (8,4 Mil¬
lionen Mark ) blieb noch ein Überschuß von 3,3 Millionen
Nkark , der — gleichwie die sogenannten Postgefälle und
der Zuschuß aus der allgemeinen Staatsverwaltung von
^stammen 2,5 Millionen Mark — bei der Bestreitung
des Eisenbahnbauaufwandes Verwendung gefunden hat .
Angesichts des wirtschaftlichen Niederganges mußte man
auf einen namhaften Rückgang des Betriebsüberschusses
Maßt sein ; als dann aber der Abschluß von 1908 einen
Reinertrag (einschließlich des Anteils an dem der Main -
Reckar-Bahn ) von nur 14,1 Millionen Mark , also nicht
einmal die Hälfte des Reinertrags vom Vorjahr ergab,
wgr dies doch überraschend. In der Tat — an dem
Wnderertrag von 14,2 Millionen Mark ist der Ausfall
w den Verkehrseinnahmen unseres Staatsbahnnetzes nur
Kt '2,8 Millionen Mark beteiligt ; zum größten Teil ist
Ä durch die Steigerung der Ausgaben herbeigeführt ;
das Verhältnis der Ausgaben zu den Brutto -Einnahmen ,
Äs im Jahre 1907 mit 72 v . H . gegen 70 v. H. im Jahre
1906 sich nur erst wenig verschlechtert hatte , ist im Jahre
1308 auf nahezu 86 v . H . hinaufgeschnellt und damit auf
6ne Höhe gestiegen , wie sie im Betrieb unserer Staats -
Wtten noch niemals vorgekommen war . Ter Anleihe-
Wnst hat im Jahre 1908 26,4 Millionen Mark erfordert
■~ T7,4 Millionen Mark an Verwaltungskosten und Zin -
Imbedarf, dazu 9 Millionen Mark für die planmäßige
Schuldentilgung . Zur Deckung stund, da, wie erwähnt ,
Wr Zuschuß aus der allgenieinen Staatsverwaltung an
die Eisenbahnschuldentilgungskasse für 1908 nicht bewil¬
ligt war , außer dem . Betriebsüberschuß von 14,1 Mil¬
lionen Mark nur noch der im Etat des Staatsministe -
Knns nnter der Bezeichnung „ Anteil der Eisenbahn -
i^ üldentilgungskasse an den Überschüssen der Reichs-
Wt - und Telegraphenverwaltung " vorgesehene Zuschuß
van 500 000 M . , zusammen also nur die Summe von
14,6 Millionen Mark zur Verfügung , so daß 11,8 Mil¬
lionen Mark aus neuen Anlehensmitteln gedeckt werden
Wußten.

37

Im Eisenbahnbau-Etat sind im Jahre 1907 33 Mil¬
lionen Mark , im Jahre 1908 32,6 Millionen Mark —
abzüglich der Einnahmen dieses Etats — verwendet
worden. Zur Beschaffung der Geldmittel wurde 1907
ein Anlehen zu 3Z4 v . H . im Betrage von 30 Millionen
Mark , 1908 ein solches zu 4 v . H . im Betrage von 35 Mil¬
lionen Mark begeben . Infolge des scharfen Rückganges
in den Betriebserträgnissen im Jahre .1908 gingen die
Mittel schon zu Anfang der zweiten Jahreshälfte rasch
zur Neige, so daß von der durch das Gesetz über die Fest¬
stellung des Staatshaushaltes für 1908 und 1909 er¬
teilten Ermächtigung zur Ausgabe kurzfristiger Schatz¬
anweisungen Gebrauch gemacht werden mußte ) sie sind
im Betrag von 10 Millionen Mark ausgegeben und am
1 . April 1909 aus der zu Anfang dieses Jahres in der
Höhe von 70 Millionen Mark begebenen Anleihe wieder
eingelöst worden. Der reine Schuldenstand, der Ende
1906 auf 436 Millionen Mark sich , belaufen hatte , ist
Ende 1908 auf 491 Millionen Mark angewachsen . '

Um das Bild der Bewegung des Staatshaushaltes - an
Hand der Rechnungsabschlüsse von 1907 und 1908 zu
vervollständigen, sei noch erwähnt , daß der Aktiv st and
der Amortisationskasse — ohne Rücksicht auf
die unverzinsliche Schuld an den Domänengrundstock
(20,6 Millionen Mark) — von 12,4 Millionen Mark Ende
1906 im Jahre 1907 um 462 000 M . , im Jahre 1908 um
636 000 M . zugenommen, somit Ende 1908 auf 13,4 Mil¬
lionen Mark sich beziffert hat , und weiter, daß das Ka¬
pitalvermögen des Domänengrund¬
stockes — auch hier abgesehen von der unverzinslichen
Forderung an die Amortisationskasse — nach kleinen
Schwankungen am Jahresschluß 1908 den gleichen Stand
aufweist wie Ende 1906, nämlich 2,9 Millionen Mark .
Die während einer Reihe vorangegangener Jahre beobach¬
tete Verminderung dieses Geldvermögens ist also zum
Stillstand gekommen , was lvegen des in der jüngeren
Zeit nur geringen Kapitalzuwachses aus dem Verkauf
domäneneigener Bauplätze im Weichbilde der Städte nur
durch Zurückhaltung in der Bautätigkeit und durch fast
gänzlichen Verzicht auf die Erwerbung von zur Auffor¬
stung geeignetem Schwarzwaldgelände erreicht werden
konnte , aber auch durchaus geboten war , damit die Mittel
vorhanden sind, - um neben der Bestreitung der unver¬
meidlichen Grundstocksausgaben die mit den Kirchen¬
behörden vereinbarte Ablösung der Verpflichtungen zur
Stellung von Kultbedürfnissen in naher Zeit durchzu¬
führen .

An den Rückblick auf die Rechnungsergebuisseder Jahre
1907 und 1908 reiht sich die Frage , wie die Staats -
rechnung von 1909 abschließen mag und weiter , wie
die den Staatshaushalt der neuen Periode bedingenden
Verhältnisse) soweit sie der Entschließung von Regie¬
rung und Landständen sich entziehen, zu beurteilen sind
Die Unsicherheit der Erwerbslage erschwert solche Be-
trachtung .

Der 1907 begonnene wirtschaftliche Niedergang ist um
die Mitte 1909 zu einem Stillstand gekommen ; ob, er
damit auch auf seinem tiefsten Stand angelangt ist , steht
nicht außer allem Zweifel ; wenigstens kann von einer
lebhaften allgemeinen Aufwärtsbewegung bis jetzt nicht
gesprochen werden. Unverkennbar ist aber der Druck, wie
er seit zwei Jahren auf dem Erwerbsleben gelastet hat ,
hier und dort einem besseren Vertrauen in die Zukunft
gewichen . Wenn aber auch, wie wir hoffen wollen, die
Besserung schon in naher Zeit sich ausbreiten und an-
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halten ' sollte, würde doch erfahrungsgemäß ihre Wirküstg
auf die 'Staatseinnahmen nur derzögertich sich geltenh
machen .

Daß die sind treckten S t e u e r n , bei denen die
Schwankungen der Erwerbslage zuerst zum Ausdruck zu
kommen pflegen , schon 1909 höhere Erträge als im Vor¬
jahr . bringen werden, darauf ist nach den bisherigen

.Wahrnehmungen nicht zu rechnen : auch für die nächst-
folgenden Kahre sind namhafte Mehreinnahmen wenig
wahrscheinliche Insbesondere ist aus dem Umstand, daß'
die private Bautätigkeit einen kräftigest Aufschwung ber-
misfen läßt , zu schließest, daß der Rückgang ' im Ertrag
der Grundstücksverkehrssteuer noch nicht am Ende ist .-
Ob weiterhin die neue Reichsstempelabgabe auf Grund¬
stücksübertragungen diesen Verkehr beeinträchtigen wird ,
bleibt abzuwarten . Ebenso sind hinsichtlich der Auf-
wandsstedern die Aussichten nicht sonderlich günstig. Die
auch ins Baden bevorstehende Erhöhung der Biersteuer
dürfte wegen des Preisaufschlags eine beträchtliche Ver-
brüuchsabnahme zur Folge haben ; in ebendiesem Sinne
scheint die Bewegung gegen den Genuß alkoholhaltiger
Getränke andflüernd ihren Einfluß zu äußern . Das
gleiche gilt vielleicht noch mehr - vom Weiuver-
brauch ; deshalb und im Hinblick auf den zunehmendest
Gebrauch von Obstwein, namentlich als Haustrunk , auf
das quantitativ unbefriedigende

'Herbstergebnis von 1909,
sowie , auf hse anscheinend fortdauernde Minderung der
Rebbäuflächdn ist nicht zu erwarten , daß der Ertrag der
Wernsttzuer

"ist der nächsten Zeit sich wieder heben wird .

Bet dM Sirekten Steuern ist auf Grund der
vorjährigen Veranlagung eine Zunahme des Auskom¬
mens für 1909 gegenüber 1908 von 2,7 Millionen Mark
berechnet worden ; davon entfallen aber 1,5 Millionen -
Mark auf die am 1 . Januar 1909 eingetretene Erhöhung
der Einkommensteuer, so daß als sogenannter natürlicher
Zuwachs nur 1,2 Millionen Mark verbleiben. Die Ein¬
kommensteuer ist erhöht worden, um von 1909 ab die
Belastung der Staatskasse durch den infolge der Gesetze
von 1908 gesteigerten Aufwand für die Beamtenbezüge,
für Ruhegehalte und Hinterbliebenenversorgung auszu¬
gleichen . Dieser Mehraufwand übersteigt aber den Er¬
trag der Steuererhöhung so bedeutend, daß der größere
Teil jener 1,2 Millionen Mark natürlichen Steuerzuwach¬
ses dadurch in Anspruch genommen wird . Hauptsächlich
im Ertrag der direkten Steuern wird die Wirtfchafts-
krisis noch einige Zeit nachwirken.

Hinsichtlich der Sta ats aus g a b en kommen zuvor- .
derst die finanziellen Beziehungen zum Reich in Betracht.
Durch das Reichsgesetz vom 16. Juli 1909, betreffend
Änderung im Finanzwesen , ist die mit der Finanzreform
von 1906 in Rücksicht auf die Aufstellung der Budgets in
den Einzelstaaten eingeführte Stundung von ungedeckten
Matrikularbeiträgen , soweit sie den Betrag von 40 Pfen¬
nig auf den stopf der Bevölkerung überstiegen, wieder
beseitigt und nur für das Rechnungsjahr 1909 nochmals
eine Obergrenze der bar zu zahlenden Matrikularbeiträge
bestimmt. worden , derart , daß die Matrikularbeiträge im
Jahre 1909 für Dreiviertel des Kalenderjahres sich ver¬
doppeln. Für Baden bedeutet dies eine Mehrzahlung
von 603 000 M . Anderseits aber hat jenes Gesetz die Bun¬
desstaaten von einer drückenden Last befreit , indem die

'

aus den Jahren 1906 , 1907 und 1908 gestundeten Matri -
külarbeiträge im Betrag von 149 Millionen Mark auf
Anleihe des Reichs übernommen sind . In unserm Staats¬
voranschlag, war für 1909 das Betreffnis der vom Reichs¬
etatjahr 1906 gestundeten Matrikularbeiträge mit 940 000

M . eingestellt. Diese Ausgabe ist nun weggefallen : Maß aif,
Matrikularbeiträgen im Jahre 1909 mehr zu entrichten ist
als im Jahr 1908 , beschränkt sich sonach aus die erwählt?
ten 603 000 M . Dazu kommt noch die im Staatsvorast -
schlag für 1908/09 und in dessen Nachtrag erläuterte Er¬
höhung des BraupeuerauSgleichsbetrages im Jahre 1909 '
der Unterschied gegen 1908 ' beziffert sich auf etwa Dreivier -'
telMillionen M . Die weitere bedeutende Erhöhung dieses
Äusgleichsbetratzes als Folge des neuen Reichsbrausteubr̂
gösetzes tritt Dank einer die Etats der Reservatsstaaten
schonenden ' Übergangsbestimmung

'
erst mit dem Reichs¬

rechnungsjahr 1910 in Kraft . — Eine namhafte Mehr¬
belastung der allgemeinen Staatsverwaltung besteht 1909 ,
auch darin , daß in diesem ' Jahre der Zuschuß von 2 Mi^ .
lionen Mark an die Eisenbahnschuldentilgungskässc
wieder zu leisten ist . Ferner sind 1909 ' 4 629 900 M . Ad -
mististrativkredite eröffnet worden, wovon 1479 900 M/
dfe allgemeine Staatsverwaltung treffen . .

Nach all dem kann kein Zweifel bestehest, daß Sie'

Staatsrcchnung des Jahres 1909 noch wesentlich ustgüst - '

stiger abschließen wird als jene von 1908.
' Eine stich

Grund des Standes vom 1 . Oktober 1909 vorgenommene
Schätzung läßt im ordentlichen Etat einest' Einnahme^
Überschuß von etwa 3 Millionen Mark erwarten ; bt*-
Nettoausgaben des außerordentlichen Etats find zu utw
gefahr 6,6 Millionen Mark anzunehmen , so daß eist Festst'

betrag verbliebe von 3,6 Millionen Mark . Der unlkütst'-
fende' Betriebsfonds würde damit Vis auf 13,7 Millionew
Mark eingezehrt , also nur noch 700 000 Mark über dem !
unangreifbaren Bestand (13 Millionen Mark ) enthaltest -
Und dabei ist vorausgesetzt — was nicht sicher — , Vast¬
er ne infolge nachträglicher Regelung der Matrikularbei » .
trage in Aussicht stehende Herauszahlung vom Reich vom
etwa 1 388 000 M . noch vor Jahresschluß erfolgt .

V . *

Unter dem für die kommende Budget periode .
gewissermaßen schon feststehenden Mehrbedarf neune ich?
zuvörderst die Verdoppelung der Matrikularbeiträge ^
von 40 auf 80 Pfg . für den Kopf der Bevölkerung» — es-

sind somit statt 804 000 M . für 1 Jahr künftig 1608 000
Mark in den Voranschlag einzustellen. Die Bindung der.
ungedeckten Matrikularbeiträge — wenigstens für ejvK
Reihe von Jahren , — worauf die Regierungen der BE
desstaaten großen Wert gelegt hatten , ist leiher vow,
Reichstage abgelehnt worden : es hängt also jeweils,von ,
der Feststellung des Reichshaushaltsetats ab , ob nicht noch ;
höhere Matrikularbeiträge geleistet werden müssen . Diese ,
Sorge besteht namentlich fsir die nächstkommenden . Jahre ) ,
denn — abgesehen von der Ungunst der Wirtschaftslage/
die auch in den Reichseinnahmen sich empfindlich geltend ;
macht — würde es nur bekannter Erfahrung entsprechen ,
wenn die Erträgnisse der neuen Steuern in der erstey ,
Zeit hinter den Summen zurückblieben, mit denen sie in
die Bedarfsberechnung eingestellt worden sind . Die ent¬
schiedenste Zurückhaltung in neuen Ausgaben des Reiches ;
wsrd notwendig sein , wenn die Bundesstaaten von weites
rer schwerer Belastung bewahrt bleiben sollen . Was die;
Äbbürdung der gestundeten Matrikularbeiträge für uw '

seren Staatshaushalt bedeutet, erhellt daraus , daß Badeg.
in der Budgetperiode 1910/11 rund 4 Millingen Mark ,
zgr Zahlung dieser Beitragsschuld an das Reich abzw»
führen gehabt hätte . Im Jahre 1909 würden die zu ststry ,
denden Matrikularbeiträge gar 6,3 Millionen Mark be - ,
tragen haben, deren Zahlung im Jahre 1912 fällig ge - ,
worden wäre ; für die Bereitstellung einer solch hohen ;
Summe hätte schon im Staatsvoranschlag für 1910/11
wenigstens in gewissem Umfang vorgesorgt werden müssen .).
Und weiter waren da die im Jyhre 1908 den Reichs- '
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Beamten bewilligten Teuerungszulagen nebst der Ruck-
Wirkung der Besoldungserhöhungen mit etwa 75 Mil¬
lionen Mark , dazu der in der eigenen Wirtschaft des
Reiches von 1908 entstandene Fehlbetrag von 122 Millio¬
nen Mark , zusammen also 197 Millionen Mark , für die
am Ende die Einzelstaaten ebenfalls hätten aufkommen
müssen : auch von dieser drohenden Last sind sie befreit
Horden; Baden wäre daran mit weiteren 6,6 Millionen
Mark beteiligt gewesen . — Die am 1 . August 1909 in
Kraft getretene reichsgesetzliche Erhöhung der Brausteuer
bedingt für Baden einen Ausgleichungsbetrag , der den
im Fahre 1908 geleisteten um ungefähr 4,3 Millionen
Mark übersteigt. Daraus ergibt sich der Zwang , die
Fandesbiersteuer — wie in Württemberg und in Elsaß-
Lothringen bereits geschehen und in Bayern beabsichtigt
~ derart zu erhöhen , daß für die Staatskasse Mehraus¬

gabe und Mehreinnahme sich annähernd ausgleichen. Der
Einnahmeausfall , her den Bundesstaaten dadurch entsteht,
daß sie vom Beginn des Reichsrechnungsjahres 1911 ab
anstatt V 3 nur V« des Rohertrages der Erbschaftssteuer
erhalten, trifft Baden mit jährlich etwa 160 000 Mark ,
wird aber wegen des Abrechnungsverfahrens mit dem
Reich in unserem Staatshaushaltsetat von 1910/11 nur
erst wenig sich geltend machen . Wenn freilich die in
der Finanzreformvorlage von 1908 gewollte Ausgestal¬
tung der Besteuerung der Erbschaften Gesetz geworden
wäre , hätte der Anteil der Einzelstaaten an den Ein¬
nahmen aus dieser Steuer eine Erhöhung erfahren in
einem Betrag , der die Mehrbelastung an Matrikularbei -

trägen reichlich ausgeglichen hätte (Hört , Hört !). Durch die
Ablehnung jener Gesetzentwürfe ist soniit den Finanzen
der Bundesstaaten ein sehr belangreicher Vorteil entgan¬
gen. Immerhin ist — das rechtzeitigeZustandekommen des
Landesbierfteuergesetzes vorausgesetzt — infolge der
Reichsgesetze vom 15 . Fuli 1909 Badens Staatshaus¬
halt beträchtlich mehr erleichtert als beschwert worden —

nicht sowohl gegenüber der Budgetperiode 1908/09 als
gegenüber dem , was man erwarten mußte , wenn es in
den finanziellen Beziehungen zum Reich bei dem Finanz¬
reformgesetz vom 3 . Juli 1906 geblieben wäre .

Einen unabänderlichen Mehraufwand verursachen die
ans 1 . Juli 1910 fälligen Gehaltszulagen des gesamten
derzeitigen etatmäßigen Beamtenkörpers , die — von der
Eisenbahnverwaltung ganz abgesehen — ungefähr
'
450 Ö00 M „ bei Hinzurechnung der Volksschullehrer
540 000 M . jährlich erfordern . Auch der Bedarf für
Ruhegehalte ist namhaft gestiegen und wird noch weiter
steigen — eine Folgewirkung der Änderungen des Be¬
amtengesetzes und der Gehaltsordnung von 1908 . Dazu
kommen manch ' andere, als unvermeidlich anzusehende
belangreiche Mehraufwendungen , so auf dem Gebiete des
Unterrichtswesens, in der fortschreitenden Fürsorge für
die Geisteskranken u . a . m.

Schwer ins Gewicht fällt für die kommenden Jahre das
Verhältnis zwischen den Betriebsergebnissen
der Staatseisenbahnen und dem Bedarf
der E i fe nb a hnschuldentilgungskasse . Zwar
dürfen wir hoffen , daß das vorjährige schlechte Ergeb¬
nis im Jahr 1909 und in der kommenden Budgetperiode
ähnlich sich nicht wiederholen wird . Die Verkehrseinnah¬
men sind 1909 wieder gestiegen, allerdings Nur in beschei¬
denem Umfang : ist aber die Wirtschaftskrisis erst vollends
überwunden — wie lange das noch ansteht, ist freilich
ungewiß — dann werden die Einnahmen wieder kräf¬
tig in die Höhe gehen . Und wenn auch der namhaft
gesteigerte Aufwand für Beamtengehalte und Arbeits¬
löhne Betrieb und Verwaltung nachhaltig verteuern , so
darf anderseits doch von den auf Einschränkung der Aus¬

gaben gerichteten Bestrebungen der Eisenbahnverwaltung
ein erklecklicher Erfolg erwartet werden. Allein auf einen
Reinertrag , der — auch mit Zuhilfenahme der sogenann¬
ten Vostgefälle — ausreicht, um außer der Verzinsung
der Schuld auch deren planmäßige Tilgung zu bestrei¬
ten . ist für 1909 keinenfalls zu rechnen und kaum für
die nächstfolgenden Jahre . Aller Voraussicht nach wird
die Zunahme der Erfordernisse für den Anleihedienst dem
Wachsen der Betriebsüberschüfsevoraneilen . Nähere Dar¬
legung hierüber enthält eine Denkschrift des Finanz¬
ministeriums , die ich binnen kurzem vorzulegen mir ge¬
statten werde. Sie werden daraus entnehmen, daß von
einem Verzicht auf den feit Jahren von der allgemeinen
Staatsverwaltung an die Eisenbahnschuldentilgungskasse
geleisteten Zuschuß schlechterdings keine Rede fein kann,
daß dieser Zuschuß vielmehr in den kommenden Jahren
erhöht werden muß, wenn dem weiteren raschen Wach¬
sen der Schuld auch nur einigermaßen entgegengewirkt
werden soll : ihn so hoch zu bemessen, als notwendig wäre ,
um der hier in Betracht kommenden Vorschrift des
Eisenbahnschuldentilgungskasse-Gesetzes fernerhin voll¬
kommen zu genügen, wird die Rücksicht auf andere Staats -
bedürfnisse schwerlich ermöglichen . Schon für 1910 sind
an Zinsenbedarf etwas über 20 Millionen Mark , für die
Schuldentilgung 10 Millionen Mark vorzusehen und der
reine Schuldenstand wird zu Jahresbeginn wohl 520
Millionen Mark erreicht haben. Wegen der in Ausfüh¬
rung begriffenen und noch bevorstehenden kostspieligen
Bauten wird in den kommenden Jahren die Schuld¬
mehrung sich fortsehen und sie würde nachgerade bedenk¬
lichen Charakter annehmen, wenn zur teilweisen Bestrei¬
tung des Bedarfs für Verzinsung und Tilgung fort¬
dauernd neue AnlehensmijM herangezogen werden müß¬
ten ., Hier ist der dunkelste Punkt in unserm Staatshaus¬
halt .

Bevor ich die in der heutigen Budgetvorlage erschei¬
nenden Zahlen bespreche, liegt es mir ob , das hinsicht¬
lich des Entwurfs der Feststellung des Staatshaushalts¬
etats durch das sogenannte Finanzgesetz gewählte Ver¬
fahren , das von dem seit über drei Jahrzehnten einge¬
haltenen abweicht , zu erläutern , Ich kann mich dabei kurz
fassen , weil mit dieser Änderung einer Absicht entsprochen
wird , die, als ich sie auf dem vorigen Landtag geäußert
habe, in diesem wie in dem andern hohen Haus beifällig
ausgenommen worden ist.

Unser bisheriges Finanzgesetz ist in seinem Aufbau um¬
ständlich und wenig übersichtlich : der innere Zusammen¬
hang der Zahlen ist nicht überall leicht zu erkennen. Das
Gesetz läßt die Lage des Staatshaushaltes fast immer viel
Ungünstiger erscheinen , als sie tatsächlich ist . Seit langen
Jahren schließt der Haushaltsetat der allgemeinen
Staatsverwaltung mit einem mehr oder minder großen
Fehlbetrag ab , der jeweils auf die Amortisationskasse zur
Deckung verwiesen wurde ; in Wirklichkeit ist seit ebenso
langer Zeit die Amortisationskasse hierfür nicht in An¬
spruch genommen worden, weil im Vollzug ein Fehlbetrag
sich nicht ergeben hat. Der Grund der großen Unterschiede
zwischen den Abschlußzahlen des Finanzgesetzes und denen
der Rechnung liegt darin , daß das Finanzgesetz bisher auf
den Schluß des ersten Jahres der ablaufenden Budget¬
periode bilanziert worden ist , somit neben den beiden
Jahren der neuen Voranschlagsperiode auch das zweite
Jahr der ablaufenden Periode berücksichtigt war , und
zwar ebenfalls lediglich mit den voranschlagsmäßigen
Beträgen , während nach den bisherigen Erfahrungen die
Rechnung stets erheblich günstiger abgeschlossen hat . Dazu
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die Behandlung der sogenannten Restkredite: die am
Schluß des ersten Jahres der ablaufenden Budgetperiode
noch nicht oder nicht im vollen Betrag verwendeten Bewil¬
ligungen des außerordentlichen Etats wurden in den er¬
sten Entwurf des Finanzgesetzes als „ Ausgabebedarf aus
früheren Budgetperioden " eingestellt ; und daran wurde
nichts mehr geändert , obschon zur Zeit der endgiltigen
Feststellung des neuen Haushaltsetats diese Bewil¬
ligungen teils kraft Gesetzes erloschen , teils ganz oder
doch — mit seltenen Ausnahmen — bis auf erheblich klei¬
nere Restbeträge vollzogen waren . Im Finanzgesetz er¬
schienen also Ausgaben , die in Wirklichkeit in der Vor¬
anschlagsperiode nicht mehr zu leisten waren . Diese Be¬
handlung der Restkredite ist es vornehmlich, die bisher
das Finanzgesetz schwer verständlich gemacht hat .

Es lag nahe , eine Umschau zu halten , wie anderwärts
in Deutschland bei der Feststellung des Staatshaushalts¬
etats verfahren wird . Da hat sich — ich möchte fast sa¬
gen selbstverständlich— ein ziemlich buntes Bild gezeigt,
Übereinstimmung aber darin , daß das unserm Finanz¬
gesetz entsprechende Gesetz, soweit es von der Haushalts¬
bilanz handelt , sich lediglich mit den Bedürfnissen der
neuen Etatperiode befaßt . Von den noch unerledigten
früheren Bewilligungen ist keine Rede ; nur das bayerische
Gesetz weicht darin in etwas ab. Im Reich wird der
Unterschied, der im Rechnungsabschluß eines Jahres
zwischen den wirklichen Ausgaben und den zu über¬
tragenden Bewilligungsresten einerseits und den wirk¬
lichen Einnahmen und den zu übertragenden Einnahme¬
resten anderseits sich ergeben hat , im ersten Voranschlag,
der nach jenem Rechnungsabschluß aufgestellt wird , in die
Einnahme (Überschuß ) oder chn die Ausgabe (Fehlbetrag )
eingestellt. Das ist in der Tat einfach . In Preußen wird
sachlich ebenso verfahren . Dabei ist aber zu beachten , daß,
abweichend von Baden , im Reich wie in Preußen die Bud¬
getperioden einjährig sind , die übertragbaren Bewilligun¬
gen unbeschränkte Giltigkeitsdauer haben, der Betriebs¬
fonds „bis auf weiteres " festgesetzt ist und ferner , daß
bei Len übertragbaren Einnahmen und Ausgaben der
volle Budgetsatz in das Soll der Rechnung eingestellt wird .
In letzterem dem Reich und Preußen zu folgen, würde
eingreifende Änderungen unseres Rechnungswesens be¬
dingen, was nicht erwünscht erscheint . Man würde aber
auch in Baden damit wohl nicht leicht sich befreunden,
daß bei der Feststellung des Staatshaushaltsetats die
Finanzgebarung der vorangegangenen zwei Jahre völ¬
lig außer Betracht bleiben soll.

Es gibt indes zu dem angestrebten Ziel noch einen
andern Weg, der von unseren Gewohnheiten weniger weit
abführt und der auch bei den schon erwähnten Erörterun¬
gen auf dem vorigen Landtag in beiden Hohen Häusern
empfohlen wurde, das ist im Wesentlichen die Rückkehr
zu dem bis zum Budget für 1878/79 eingehaltenen Ver¬
fahren . Vordem — letztmals auf dem Landtag 1875/76
— ist bei Beginn der Tagung nur der Voranschlag für
den ordentlichen Etat vorgciegt worden. Erst nach dem
vorläufigen Abschluß der Rechnung des zweiten Jahres der
abgelaufcncn Bndgctperiodc wurde der Voranschlag für
den außerordentlichen Etat — und zwar getrennt nach
den aufrecht zu erhaltenden Nestkrediten und den Neuan¬
forderungen — den Landständcn übergeben, dazu die auf
den ebengedachten Rechnungsabschluß gegründete Berech¬
nung des umlaufenden Betriebsfonds , sowie die
Berechnung des notwendigen Bedarfs dieses Fonds
für die neue Periode und endlich der Entwurf
des Finanzgesetzes. Soweit aus den Drucksachen
der Landtage von 1876/76 und 1877/78 ersehen

werden kann, ist mit der Änderung dieses Ver¬
fahrens , das auch in den badischen Gemeindeverwaltun¬
gen heute noch geltende Vorschrift ist , den Wünschen der
Zweiten Kammer entgegengekommen worden, die dahin
gerichtet waren , daß der Voranschlag für den ordentli¬
chen mit dem für den außerordentlichen Etat verbunden
und gleichzeitig damit auch der Entwurf des Finanzgesetzes
vorgelegt werde. Wenn die Landstände, so war die in
den Berichten der Budgetkommission ausgedrückte Mei-
nung , „von vornherein einen klaren Einblick in den
Staatshaushalt " gewännen, dann würden in Zeiten , in
denen es an ausreichenden Überschüssen zur Deckung der
außerordentlichen Ausgaben fehle , „manche Wünsche und
Forderungen zurllckgedrängt, weil sofort erkennbar sei,
daß deren Befriedigung eine Erhöhung der Unzuläng¬
lichkeit zur Folge haben müßte "

. Ob diese vorbeugende
Wirkung der damals geänderten Behandlung der Budget¬
vorlage eingetreten ist und ob sie bis in die neuere Zeit
nachgehalten hat , soll heute unerörtert bleiben. Jeden¬
falls war der Wunsch , alsbald nach Beginn des Landtages
die Finanzlage überschauen zu können, berechtigt ; allein
zur Erfüllung dieses Wunsches war die Änderung in der
Art der Aufstellung des Staatshaushaltsetats nicht not¬
wendig, sogar von zweifelhaftem Wert . Dem Verlangen,
daß der Voranschlag für den außerordentlichen Etat
gleichzeitig mit dem des ordentlichen Etats vorgelegt
werde, konnte ohne weiteres entsprochen werden ; ein
Finanzgesetz aber , das auf dem Rechnungsabschluß des
ersten Jahres der abgelaufenen . Budgetperiode , also aus
einem Ergebnis aufgebaut ist , das schon bei der Vorlage
des Staatsvoranschlags über % Jahre zurllckliegt , hat
damit wohl eine theoretisch unanfechtbare Grundlage , ist
aber — namentlich in einer Zeit schwankenden Wirt¬
schaftslebens — kaum geeignet, in die Lage des Staats¬
haushaltes einen klaren Einblick zu verschaffen . Bei der
Bearbeitung des Staatsvoranschlages wird man immer
neben jenem Rechnungsabschluß die allgemeine Wirt¬
schaftslage und , soweit bis dahin bekannt, die Ergebnisie
der Staatsrechnungen während des zweiten Jahres der
ablaufenden Budgetperiode , sowie die Gestaltung der
finanziellen Beziehungen zum Reich nach dem neuesten
Stand berücksichtigen ; und die Landstände haben zwar
einzelne Teile des Voranschlages alsbald nach dessen
Empfang behandelt, wohl auch erledigt , aber seit lange
die Feststellung des Staatshaushaltsetats erst zu einem
Zeitpunkt in Beratung genommen, in dem ihnen der
Rechnungsabschluß des zweiten Jahres der abgelaufenen
Budgetperiode bekanntgegeben war . Ganz wohl läßt sich
aber auch jeweils der Vorlage des Staatsvoranschlages
kurz vorangehend an Hand der jüngsten vierteljährlichen
Rechnungsauszüge schätzungsweise ermitteln , wie der Ab¬
schluß des zweiten Jahres der ablaufendcn Budget¬
periode voraussichtlich sich gestalten wird . Ist das Ergeb¬
nis einer solchen Ermittlung auch in vielem, namentlich
im außerordentlichen Etat , noch keineswegs sicher , so wird
damit zur Beurteilung der Lage des Staatshaushalts zu
Beginn der neuen Budgetperiode doch mehr geboten als
durch den Rechnungsabschluß des Vorjahres . Frägt man
endlich, ob das 1877 eingeführte Verfahren etwa eine
frühzeitigere Verabschiedung des Finanzgesetzes herbei -
gefllhrt hat , so ist dies zu verneinen.

Diese Erwägungen haben es als unbedenklich und als
zweckmäßig erkennen lassen , künftig die Feststellung des
Staatshaushaltsetats wieder auf dem Rechnungsabschluß
des der neuen Budgetperiode unmittelbar vorangegange¬
nen Jahres aufzubauen . Darauf aber soll die Rückkehr
zu dem früheren Verfahren beschränkt bleiben. Sie



Ver-
altun -
:n der
dahin

)entli -
unden
lesetzes
die in

Mei .
i den
en , in
rg der
>e und
rr sei ,
ckäng-
igende
udget -
e Zeit
Zeden-
dtages
allein

in der
,t not -
ingen ,

Etat
gelegt
t ; ein
iß des
so auf
orlage
t , hat
ge, ist
Wirt -

-taats -
>ei der
immer
Wirt -

ebnisse
es der
g der
mesten

zwar
dessen
lange
einem

in der
ufenen
ißt sich
hlages
rlichen
er Ab -
ludget-
Ergeb-
entlich
o wird
llts zu
en als
,t man
a eine
herbei-

nd als
ng des
hschluß
gange -
ückkehr

Sie

empfangen somit heute die den ordentlichen und den
außerordentlichen Etat umfassenden Hauptabteilungen
des Staatsvoranschlages mit Ausnahme derer für den
Eisenbahnbau und die Eisenbahnschuldentilgungskasse ,
dazu einen vorläufigen Entwurf des Finanzgesetzes , der
— in einigen Zahlen noch unsicher — lediglich den Zweck
haben soll , von der Lage des Staatshaushaltes , so gut
als beim Abschluß des neuen Voranschlages möglich , ein
Bild zu geben . Dies hätte auch in . anderer Weise ge¬
schehen können ; die Form des Gesetzentwurfes ist dies¬
mal gewählt worden , um zugleich auch einige Verein¬
fachungen in der Zahlenzusammenstellung zur An¬
schauung zu bringen . Hierwegen darf ich auf die dem
Entwurf beigedruckte Begründung verweisen . Ein auf
Grund des vorläufigen Rechnungsabschlusses vom 31 .
Dezember 1909 und der Feststellung der aufrecht zu er¬
haltenden Restkredite des außerordentlichen Etats berich¬
tigter Finanzgesetzentwurf soll gegen Ende Februar k. I .
zur Vorlage gebracht werden . Und wenn das Finanz¬
gesetz , wie nach den Erfahrungen der neueren Zeit anzu¬
nehmen , erst nach Mitte Mai zustande kommt , können
darin auch die Unterschiede zwischen dem vorläufigen
und dem endgültig festgestellten Rechnungsabschluß von
1909 noch berücksichtigt werden , womit dann auch den
peinlichsten Anforderungen an die Sicherheit der Zahlen
genügt sein wird .

Ich hoffe auf Ihre Zustimmung , wenn ich die Meinung
ausspreche, daß das neue Verfahren für den Staatshaus¬
haltsetat einen Gewinn bedeutet an jener Klarheit und
Durchsichtigkeit, wie sie die Grundlage einer voraus¬
sehenden und sparsamen Wirtschaft bildet .

Ob die Umgestaltung des Finanzgesetzes eine Änderung
der im Etatgesetz enthaltenen Vorschrift über die Nach -
iveisung der Restkredite und die Bereitstellung der
Deckungsmittel voraussetzt , bei dieser Frage glaube ich
heute mich nicht aufhalten , sondern nunmehr in die Be¬
sprechung des Inhalts des neuen Staatsvoranschlages
eintreten zu sollen.

Der ordentliche Etat für die Jahre 1910 und
1911 schließt ab

in den Ausgaben mit jährlich 101612 764 M .,
in den Einnahmen mit jährlich 99 618 547 M .,

also mit einem Ausgabeüber -
schuß d . h . Fehlbetrag von
jährlich . 1994 207 M .

und für beide Jahre zusammen
von . 3 988 414 M .

Dieses ungünstige Ergebnis ist , was ich gleich vorweg
bemerken möchte, vor allem auf zwei sehr einschneidende
Vorgänge zurückzuführen , nämlich auf die Erhöhung
Unseres an die Reichskasse zu zahlenden Biersteueraus -
gleichs um 3,6 Millionen Mark im Jahresdurchschnitt ,
s" i>ann auf die vorgesehene Erhöhung des Staatszu -
chusses an die Eisenbahnschuldentilgungskasse von jähr -
"ch bisher 2 Millionen auf 4 Millionen Mark .

Unterscheidet man , wie im Vortrag des Finanzleiters
W einer Reihe von Jahren geschehen, zwischen den
^ gentlichen Aufwandsetats auf der einen und den Ein -
'sahrneetats , d . h . den Etats der die eigentlichen Staats -
^ukünfte liefernden Verwaltungszweige des Finanz -
Worts auf der andern Seite , und setzt man überall nur
te Nettobeträge , d . h . die Ausgaben abzüglich der Ein -

^"hmen und die Einnahmen abzüglich der Lasten , Ver -

waktungs - und Erhebungskosten ein , so ergibt sich fol¬
gendes Bild :

Die Aufwandsetats der fünf Ministerien und
der Oberrrechnungskammer ergeben für 1908/09 einen
Jahresbetrag von 48,6 Millionen Mark ; sie erfordern
für die nächste Haushaltsperiode einen solchen von 57,6
Millionen Mark , das ist 8,9 Millionen Mark oder 18,3
v. H . mehr . Gegenüber der Ausgabesteigerung im
Finanzgesetz für 1908/09 mit 7,3 v . H . ergibt sich hiernach
eine Verschlechterung von 11 v . H ., die in der Hauptsache
in den vorhin erwähnten zwei außerordentlichen Vor¬
gängen ihre Erklärung findet . Der Abschluß wäre noch
um 2,1 v . H . ungünstiger , wenn nicht diesmal die Zinsen¬
ablieferung der Amortisationskasse an den allgemeinen
Staatshaushalt , und zwar mit jährlich 1 Million Mark ,
in den ordentlichen Etat eingestellt worden wäre . Ohne
die Erhöhung des Biersteuerausgleichs und des Staats¬
zuschusses zur Eisenbahnschuldentilgungskasse einerseits
und die Zinsenablieferung der Amortisationskasse ander¬
seits würde die Ausgabesteigerung des neuen Etats nur
3,3 Millionen Mark oder 6,8 v . H. betragen , und beim
Vergleich mit der Ausgabesteigerng von 1906/07 auf
1908/09 wäre nicht nur keine Verschlechterung , sondern
eine Verbesserung von (7,3 — 6,8 — ) 0,5 v . H . zu ver¬
zeichnen, ein Ergebnis , das ohne weiteres erklärlich er¬
scheint, wenn man berücksichtigt, daß der durch die Ge¬
haltsordnung von 1908 veranlaßte Mehraufwand , mit
dem der neue Voranschlag belastet ist, hinter der gleich¬
artigen Mehrbelastung des Etats für 1908/09 wesentlich
zurückbleibt .

Die Einnahmeetats , das sind die Etats der
Forst - und Domänenverwaltung , der Salinen - und der
Zoll - und Steuerverwaltung , ergeben gegenüber der
vorigen Budgetperiode ein Mehr von 5,9 Millionen Mark
oder 11,8 v . H . Da aber die am 1 . Januar 1909 ein¬
getretene Erhöhung der Einkommensteuer im Etatsatz
von 1908/09 nur für ein Jahr , also nur mit dem hälf¬
tigen Durchschnitt enthalten ist, verbleibt in Wirklichkeit
nur ein Einnahmezuwachs von 6,1 Millionen Mark oder
10,1 v . H . Wenn ferner berücksichtigt wird , daß infolge
geänderter Veranschlagung der direkten Steuern , worauf
ich nachher zu sprechen kommen werde , die Einnahmeetats
diesmal um rund 600 000 M . verbessert worden sind , so
vermindert sich der eigentliche Zuwachs auf den Betrag
von 4,5 Millionen Mark oder 8,9 v . H . Diese Zunahme
bleibt zwar hinter der Einnahmestergerung von 10,4 v. H .,
wie sie im Entwurf des Staatsvoranschlags für 1908/09
gegenüber dem Etat von 1906/07 zu verzeichnen war , um
1,5 v. H . zurück, darf aber immer noch , namentlich auch
im Vergleich mit dem Anwachsen der ordentlichen Aus¬
gaben , als befriedigend bezeichnet werden .

Die diesmalige Aufstellung der Einnahmeetats enthält
einige Neuerungen , die zwar die Abschlußzahlen im
ganzen nicht erheblich beeinflussen , die ich aber doch mit
einigen Worten erwähnen möchte. Zunächst ist infolge
der Vereinigung der Steuer - und Zolldirektion auch das
bisher getrennte Budget dieser beiden Verwaltungen zu
einem Ganzen verschmolzen und dadurch die Notwendig¬
keit geschaffen worden , den Zolletat , der als solcher bisher
zu den Aufwandsetats gehörte , nunmehr zusammen
mit dem Steueretat bei den Einnahme etats aufzu¬
führen . Dadurch sind die Aufwandsetats um etwa
600 000 M . erleichtert , die Einnahmeetats aber um den
gleichen Betrag belastet worden . Sodann hat man bei
der Vermögens - und Einkommensteuer erstmals einen
Zuschlag für das im Laufe der Budgetperiode zu erwar »
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tende natürliche Anwachsen des SteuerertragZ in das
Budget eingestellt, in der Absicht, dadurch den Voran¬
schlag mit den Rechnungsergebnissen mehr als es bisher
der Fall war , in Einklang zu bringen — mit anderen
Worten : durch eine gegenüber dem bisherigen Verfahren
weniger weit gehende Vorsicht der Wirklichkeit möglichst
nahe zu kommen . Der Zuschlag ist auf Grund der bis¬
herigen Erfahrungen bei der Vermögenssteuer zu jährlich
250 000 M . , bei der Einkommensteuer zu jährlich 750 000
Mark , zusammen also zu l Million Mark angenommen
worden . Diese Verbesserung im Anschlag der direkten
Steuern wird aber zum Teil dadurch wieder ausgeglichen,
daß folgerichtig bei zwei indirekten Steuern , nämlich bei
der Weinsteuer und der Verkehrssteuer, im Hinblick aus
Len anhaltenden Rückgang der Erträge dieser Steuern
der bisher übliche Betrag , der wegen der Ertragsschwan -

kongen am Rechnungsdurchschnitt abgezogen worden ist,
von 5 v. H. auf 10 v. H. erhöht werden mußte, wodurch
sich gegenüber der seitherigen Veranschlagungsweise ein

Minderbetrag von rund 390000 M . ergibt . Von dem

Zuschlag bei den direkten Steuern verbleiben also noch
rund 600 000 M . Endlich ist noch zu erwähnen die Über¬

tragung der Untersuchungs- und Straferstehungskosten
und Geldstrafen vom Etat der Justizverwaltung auf jenen
der Steuerverwaltung , wodurch die Einnahmeetats einen

Zuwachs von rund 530 000 M . erfahren . Dieser Zuwachs
wird aber durch die in entgegengesetzter Richtung wir¬
kende Verschmelzungdes Zoll- und Steueretats zum größ¬
ten Teil ausgeglichen.

Nach Ministerien verteilt ergeben sich in den Auf¬
wandsetats folgende Abweichungen gegenüber dem
durch das Finanzgesetz für 1908/09 festgestellten Staats¬
voranschlag — in Nettobeträgen — :

Beim Staatsministerium erscheint eine Mehrausgabe
von rund 3 767 000 M . — 66,7 v . H. , die in der Haupt¬
sache in der bereits erwähnten Erhöhung des Biersteuer¬
ausgleichs an die Reichskasse begründet ist.

Der Etat des Ministeriums des Großherzoglichen Hau¬
ses und der auswärtigen Angelegenheiten schließt ab mit
einer Minderausgabe von 61 000 M . — 19 v . H., die im

wesentlichen dadurch veranlaßt ist, daß die Ausgaben der

Ministerialabteilung für das Eisenbahnwesen hier aus¬

geschieden und auf den Etat der Verkehrsanstalten über¬
nommen worden sind .

Beim Ministerium der Justiz , des Kultus und Unter¬

richts ergibt sich im ganzen eine Mehrausgabe von
2 064 000 M . oder 10,4 v . H . , wovon auf das Ministerium
selbst rund 16 000 M . oder 6,3 v . H . , auf die Gerichte und

Staatsanwaltschaften 306 000 M . oder 7,6 v . H. , und auf
das Unterrichtswesen 962 000 M . oder 10 v . H . entfallen .
Ohne die oben erwähnte Übertragung der Untersuchungs¬
und Straferstehungskosten und der Geldstrafen auf den

Etat der Steuerverwaltung würde die Gesamtausgabestei¬
gerung statt 10,4 v . H . nur 7,7 v . H . betragen . Die

Mehrbedürfnisse sind neben der unvermeidlichen Zunahme
des sachlichen Aufwands vorwiegend auf die Wirkungen
des neuen Gehaltstarifs , die Vermehrung der Beamten¬
stellen und die Aufbesserung der Bezüge des nichtetat¬
mäßigen Personals zurückzuführen. Besonders umfang¬
reich sind auch diesmal wieder die Mehrforderungen auf
dem Gebiete des Unterrichtswesens , wo die fortschreitende
Entwickelung immer größere Anforderungen sowohl im
persönlichen als auch im sachlichen Aufwand zur Folge
hat . Von dem Mehrbedarf der Unterrichtsverwaltung
entfallen auf die Hochschulen 174 000 M . , auf die Gymna¬
sien 160000 M . , auf die Lehrerbildungsanstalten 126000

M . , auf die Realanstalten 86 000 M . und auf die Volks¬

schulen 727 000 M ., nach- Abzug der Mchreinnahmr an
Beiträgen der Gemeinden 368 000 M.

Beim Ministerium des .Innern beträgt die Aufwands-

steigerung im ganzen rund 1 Million Mark oder 6,5 v . H.
Auch hier sind die allgemeinen .Ursachen im wesentliche «
dieselben , wie ich sie vorhin beim Etat des Ministeriums
der Justiz , des Kultus und Unterrichts genannt - habe.
Bon der Mehrforderung entfallen auf das Ministerium
selbst 17 000 M . — 4,3 v . H. , auf die Bezirksverwaltung
und Polizei 511000 M . — 9 v. H. , auf die Heil - und

Pflegeanstalten , insbesondere ; infolge der Inbetriebset¬
zung weiterer Teile der neuen Anstalt in Wiesloch,
258000 M . — 28,7 v . H . , auf Gewerbe und Landwirt¬
schaft 197 000 M . — 9 v . H.

Der Aufwandsetat des Finanzministeriums schließt ge¬
gen bisher ungünstiger ab um 2044 000 M. — 29,4 V. H.,
was in der Hauptsache durch die schon erwähnte Erhöhung
des Staatszuschusses an die Eisenbahnschuldentilgungs¬
kasse , dann auch durch die Zunahme der Ausgaben für
Ruhegehalte und Hinterbliebenenversorgung um 438 006

M . zu erklären ist. Die Ausgabesteigerung würde noch

wesentlich größer sein, wenn nicht die Zinsenablieferung
der Amortisationskasse an den allgemeinen Staatshaus¬
halt mit jährlich 1 Million Mark diesmal in den ordent¬

lichen Etat der allgemeinen Kassenverwaltung eingestellt
worden wäre . Ohne diese Maßnahme würde die Mehr¬

forderung gegen bisher sich auf 3 044000 Mark oder

43,7 v . H . belaufen ; wird sowohl diese Zinsenablieferung
als auch die Erhöhung des Zuschusses zur Eisenbahn¬
schuldentilgungskasseaußer Betracht gelassen , so verbleibt
im Finanzressort eine Ausgabesteigerung von nur 44 0Ä

Mark — 0 .6 v . H.

Von den Ein nähme etats liefert die Forst-

und Domänenverwaltung ein Mehr von nur 260 000 M-

ist gleich 6,1 . vom Hundert , trotzdem im dies¬

maligen Voranschlag als Ertrag eines außerordent¬
lichen Holzhiebs 427 000 Mark vorgesehen sind.

Die Ursache liegt im wesentlichen in dem steigenden Be- ,
darf für die auf dem Domänenärar ruhenden Abgabe»

und Lasten, während der wichtigste Teil der Einnahme¬
wirtschaft, der Holzverkauf, abgesehen von der eben er¬

wähnten außerordentlichen Einnahme , nur eine beschei¬
dene Mehreinnahme liefert , weil die in der Zeit , des wirt¬

schaftlichen Hochstandes erzielten Holzpreise sich nicht be¬

hauptet haben. Die Zoll- ,und , Steuerverwaltung schließt
günstiger ab um 5 601000 M - oder 12,5 v, H. Bei Berück¬

sichtigung jedoch, daß im Budgetsatz von 1908/09 die

10 prozentige Erhöhung der ' Einkommensteuer nur .ß
1 Jahr enthalten und ein Mehrbetrag von 600 000 f -

durch die Änderung in der Steuerveranschlagung entstan¬
den ist, verbleibt ein restliches Mehr von 4 287 000 V-

oder 9,4 v . H . Der Einnahme -Überschuß der Salinenver¬
waltung zeigt gegen bisher einen Rückgang um 7.500 M.

Von den Anforderungen des a u .ß e r o r d e n t I i che "

E t a t s im Nettobetrag von .8 421121 M . treffen auf das

Ministerium der Justiz , des Kultus und ünterrich»

2855160 M . und auf das Ministeriüm des Inner «

6 580 620 M . Beim Finanzministerium ergibt sich
Einnahmeüberschuß von 14 659 M . , was sich damit er¬

klärt , daß — abgesehen von den zu Lasten des Domäne«-

grundstocks gehenden Aufwendungen von 269100 M -, dü

in Ausgabe und Einnahme durchlaufen — im ganzen nur

22 850 M . für die Salinenverwaltung angefordert fi*w

während in der Einnahme die Brandentschädigung
das Finanzamt Donaueschingen mit 37 509 M . ges^ '

übersteht.
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Düs Ministerium der Justiz , des. Kultus und Untere
richts fordert für die Justiz - und Strafanstaltenverwal -
Wg Weist für , Gerichts- und Gefängnisbauten ) 197 000
M . für das Unterrichtswesen 2628 000 M . , für Wissenf .
surften und , Künste 130 000 M . Unter den Forderungen '
für das Unterrichtswesen hebe ich hervotr , die zweite Rate
für den Neubau eines physikalischen Instituts der Uni-
vtzMat Heidelberg mit 380 000 M . , die vierte Rate für
HrtfNeubffu eines Köstegienhauses der Universität Frei -
tmrg . mit POO 000 M ., außerordentliche Zuschüsse für die
akademischen Institute der beiden Landesuniversitäten
irttt 170 000 . M ., die letzte Rate . für den Neubau eines
(Gymnasiums in Konstanz mit 315 000 M . , sowie ' die
Staatsbeihilfe an bedürftige badische Gemeinden für
Zchulhaüsbaüten mit :500 000 M.

Im außerordentlichen Etat des Ministeriums des In¬
nern- sind angrößeren Anforderungen enthalten : die
Ugatqunterstutzung für Kreisstraßen und Gemerndewege
Mit <!00 000 M die Beitrage an unbemittelte Gemeinden
züGasiervLri- rgungSantagen mit 100000 M . , die letzte
Itlt des Staatsbeitrags zur Enzkorrektion in Pforzheim
mit 1 0 000 M für dir Erweiterung des Landesbades irr
Äoeu 300 000 M eine fünfte Rate für -den . Neubau der
HÄ und Pftegeanskatt aer Wiesloch mit 800 000 M . , die
Wrkr Rite - für öre Heit und Pflegeanstalt bei Konstanz
mit »1 . (166 000 M .'. die letzte Rate für den Neubau einer
Kmjtgewerbeschute an Pforzheim mit 318 000 M . , wovon
iibngens als Beitrag d«r Stadt Pforzheim 40 .000 M . in
Amrahme encheinen. für die Hagelversicherung 250 000'
U/endlich , für die - .Wasier- und Straßenbauverwaltung
M4000 M .„ darunter für die Rhefnregulierung zwischen
Sondernheim und Straßburg 1280 000 M . . -

Die wenigen Anforderungen im Bereiche der Finanz -
Waltung .berühren , wie schon erwähnt , in der Hanpt -
'Hechen Dvmänengrundstock mit 269 100 M . Davon ist
der größte Teil (180 000 SD? .) für die Erhaltung der
Mauern des Otto -Heinrichs-Baues des Heidelberger
Schlosses bestimmt. Eine weitere Anforderung der Fi -
Wzverwältung findet sich ln dem ausgeschiedenen Bud -
^ t '

der Amortisationskasfe, nämlich die Summe von

1

295 000 M . für die Erstellung eines Dienstgebäudes für
dir Staatsschuldenverwaltung . Dieser Aufwand soll ent-
'brech

'
end der Zweckbestimmung des Gebäudes aus dem

vermögen der Amortisationskasse bestritten werden .

Der B o r a n s ch I a g der E i s en b a h n b etri e b s-
drrwältung für 1910/11 stellt sich jährlich
^r .die Einnahmen auf. . . . . . . 101306 000 $D?„
chr die Ausgaben auf . . . . . . 80798800 „
^ daß sich ein' Einnahmeüberschuß er- -

gibt von . . / . . . . . . 20 507 200 M .,
degttlüber 20 792 360 M . in der Budget¬

periode 1908/09.
hierzu tritt der Anteil an den Rein -
Rühmen der Main -Neckarbahn mit
^

' jährlich . . . . . . . . . . 541000 „

zusammen . . 21 048 200 M .^Unter Berücksichtigung - des Fehlbe-
trags der Bodenseedampfschiffahrt
« st . . . . . > . . . . . 54 960 „

^gibt .sich ein Nettobetrag an Eifen-
'

. bahngefällen von . . . . . . 20 993 240 M.
Gegenüber dem Voranschlag für

-1908/09 mit . .. . . 21 603 825

deutet dies eine Verschlechterung von 610 585 M.

< 8

/ ,Sie ist vorliegend auf den uttbefriedigeüöen Stand
* der Einnahmen aus dem Güterverkehr zurückzuführen,

die nicht einmal in der Höhe des letzten Budgetsatzes, son¬
dern nur mit einem um 717 000 M . geringeren Betrag
in . den Voranschlag eingestellt werden konnten. Wenn
auch beim Personenverkehr die Verhältnisse etwas gün¬
stiger liegen, indem hier gegenüber dem letzten Budget
eine Einnahmesteigerung von 1,6 Millionen Mark er¬
hofft wird, , so reicht, dieses Mehr nach Abzug des Minder¬
betrags beim Güterverkehr doch bei weitem nicht aus , uni
auch nur das unvermeidliche Anwachsen des persönlichen
Aufwands mit rund 3 Millionen Mark auszügleichen.
Es ist daher nur durch äußerste Sparsamkeit , insbeson¬
dere bei den Titeln für sachlichen Aufwand, möglich ge¬
wesen , das. Abschlußergebnis wenigstens annähernd auf
der Höhe des letzten Budgetsatzes zu halten .

Die hiernach für 1910/11 zu erwartenden Ablieferun¬
gen der Eisenbahttverwaltung an die Eisenbahnschulden¬
tilgungskasse werden den Jahresbedärf an Schuldzinsen
decken , für die jährliche Schüldentiltzüng ' über nur eine
unerheblichen Betrag übrig lassen , so daß für diese ledig¬
lich die im Voranschlag enthaltenen Zuschüsse aus der all¬
gemeinen Staatsverwaltung von (0,54 - 4,0 = ) 4,6 Mil¬
lionen Mark zur Verfügung stehen und die weiter erfor¬
derlichen 5,5 Millionen Mark neuen Anlehensmitteln ent¬
nommen werden müssen . Nähere Darlegungen hierüber
muß ich mir Vorbehalten, bis ich die Ehre haben werde,
die Etats des Eisenbahnbaues und der Eisenbahnschul»
dentilgungskasse Ihnen vorzulegen. — . ,

Ich komme zum Schluß. In dem der heutigen Vor¬
lage beigesügten vorläufigen Entwurf des Finanzgesetzes
schließt die Bilanz der allgemeinen : Staatsverwaltung
für die beiden Jahre 1910 und 1911 mit einem Fehlbe¬
trag Don 13,9 Millionen Mark/ Dabei ist angenommen,
daß die aus der Etatsperiode 1908/09 aufrecht zu erhal¬
tenden ' Restkredite aus etwa 2;2 Millionen Mark sich be¬
laufen mögen , und daß im umlaufenden "Betriebsfonds
am Jahresschluß 1909 noch etwa 700 000 Mark über dem
sogenannten eisernen Bestand vorhanden, fein werden.
Die beiden Zahlen beruhen zum Teil auf Schätzung ; der
Rechnungsabschluß mag einige Verschiebungen bringen ,
die aber an der Finanzlage wesentlich nichts ändern dürf¬
ten. Kommt die Erhöhung der Bierfteuer im Sinne des
Ihnen noch heute zugehenden Gesetzentwurfs — wie ich
nicht zweifle — zustande , so werden die Einnahmen des
Staatsvoranschlags um jährlich 3,6 Millionen Mark ver¬
mehrt und damit der Fehlbetrag auf 6,9 Millionen Mark
gemindert . Gegenüber den Schlußziffern in den Finanz¬
gesetzen vorangegangener Budgetperioden ist dieser Fehl¬
betrag beträchtlich niedriger ; mit Unrecht würde aber
daraus auf eine Verbesserung des Staatshaushaltes ge¬
schlossen werden, denn die Zahlen sind wegen der Ver¬
schiedenheit im Aufbau des Finanzgesetzesnicht ohne wei¬
teres vergleichbar. So war — beispielsweise — der im
Finanzgesetz für 1908/09 erscheinende Fehlbetrag von 12,3
Millionen Mark im Zeitpunkt der Feststellung des Ge¬
setzes durch den Überschuß der Rechnung von 1907 (7,4
Millionen Mark) um mehr als zur Hälfte schon gedeckt.
Diesmal aber sind die voraussichtlichen Ergebnisse der
Rechnung des zweiten Jahres der ablaufenden Budget¬
periode im Finanzgesetzentwurf bereits verwertet . In
gleichem Sinne kommt dann weiter in Betracht, daß —
von dem bisherigen Verfahren abweichendein Zuwachs
im . Ertrag der direkten Steuern in den Voranschlag schon
eingestellt ist . Berücksichtigt man noch , daß im Betriebs¬
fonds bei Beginn der Voranschlagsperiode nur 700 000



Mark verfügbar sind (gegenüber 5,7 Millionen Mark zu
Anfang der Budgetperiode 1908/09), ferner daß die in
den Voranschlag des außerordentlichen Etats eingestellten
größeren Ausgaben für Bauten durchweg dringlicher Art
sind, also auf Kreditxeste am Schluß der Budgetperiode
in namhaftem Betrag kaum zu rechnen ist , während an¬
derseits der ordentliche Etat voraussichtlich durch Er¬
höhung der Lehrergehalte weiter belastet werden wird,
und erwägt man endlich , was an besonderen Maßnahmen
(außerordentlicher Holzhieb in den Domänenforsten , er¬
höhte Zinsenablieferung der Amortisationskasse, Bestrei¬
tung der Kosten eines Neubaues aus dem Vermögen die¬
ser Kasse) schon vorgekehrt ist, um die Bilanz des Vor¬
anschlags zu verbessern , so leuchtet ein , daß der Fehlbe¬
trag diesmal ganz anders ernst zu nehmen ist als die
Fehlbeträge früherer Finanzgesetze. Um — wie eine so¬
lide Finanzwirtschaft es erfordert — dem Gleichmaß von
Ausgaben und Einnahmen möglichst nahe zu kommen ,
wird es unvermeidlich sein , erhöhte Staatseinnahmen
flüssig zu machen .

Zu Besorgnissen gibt der Haushalt unserer allgemei¬
nen Staatsverwaltung indes keinen Anlaß . Die Staats¬
einkünfte haben, wenn man die Ungunst der Zeit berück¬
sichtigt, in immerhin befriedigender Weise sich entwickelt
— ein Zeichen der im allgemeinen wirtschaftlich gesun¬
den Verhältnisse und des — wenn auch gegenwärtig , wie
wir hoffet: dürfen , aber nur vorübergehend verlangsam¬
ten — Wachsens des Wohlstandes in unserem Lande. Was
den Staatshaushalt jetzt und wohl noch für eine Reihe
von Jahren am empfindlichsten beschwert , ist der in er¬
höhtem Maß zu leistende Zuschuß zur Tilgung , vielleicht
auch wieder zur Verzinsung der Eisenbahnschuld. Diese
Last muß , wenn unsere Finanzen dauernd in Ordnung
bleiben sollen , ertragen werden ; und das Land wird da¬
zu die Kraft haben

Hochgeehrte Herren , ich bitte und vertraue . Sie wollen
der Budgetvorlage eine unbefangene Prüfung , auch mei¬
nen heutigen Darlegungen wohlwollende Beachtung an-
gedeihen lassen .

Im Allerhöchsten Auftrag Seiner Königlichen Hoheit
des Großherzogs habe ferner ich die Ehre , den Gesetz ,
entwurs , die Abänderung des Bier st euer »
g e s e tz e s b e t r ., zur Beratung und Zusfimmung vorzu¬
legen. Nachdem ich bereits in meinem Finanzvortrag die
zwingende Notwendigkeit der Erhöhung unserer Bier¬
steuer besprochen habe, erübrigt mir jetzt nur noch zu be-
tonen , wie es im Interesse unseres Staatshaushalts ,
hauptsächlich der nächsten Jahre , dringend zu wünschen
ist, daß das neue Biersteuergesetzmit dem 1. Januar 1910
in Kraft tritt . Das Hohe Haus bitte ich deshalb , die Be¬
ratung dieses Gesetzentwurfs so beschleunigen zu wollen,
daß auch die hohe Erste Kammer imstande ist , den Ent¬
wurf noch vor der Weihnachtspause zu erledigen.

Endlich habe ich die Ehre , den Gesetzentwurf, die
Steuererhebung in den Monaten Januar
bis mitJuni 1910 betr ., vorzulegen.

Auch dieser Gesetzentwurf, der jeweils bei Beginn der
regelmäßigen Tagung der Landstände zur Vorlage kommt
und den Zweck hat , eine Störung im Fortgange des
Staatshaushaltes zu vermeiden, ist als dringlich zu be¬
zeichnen . Die baldige Erledigung desselben dürfte aber
kaum irgend welchen Schwierigkeiten begegnen, weil der
Entwurf die Erhebung der Steuern durchweg nach den
bisherigen Steuersätzen unter dem Vorbehalt der Ände¬
rung durch neue Gesetze vorsieht.

Die Vorlagen werden der zu bildenden Budgetkommis¬
sion überwiesen.

Hierauf wird in die Tagesordnung (Bildung d er
definitiven Abteilungen ) eingetreten .

Auf Anregung des Präsidenten werden die in der

ersten Sitzung gebildeten provisorischen Abteilungen für
definitiv erklärt : Vorsitzende und deren Stellvertreter
werden beibehalten.

Schluß der Sitzung 11}4 Uhr vormittags .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Dr . Otto Wallt .

Druck und Verlag der G - Braunfchen Hofbuchdruckerei. Bride in Karlsruhe -
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